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Der Bundesminister für Wirtschaft 

- III B 1/983/50 - 


Bonn, den 16. März 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.s Anfrage Nr. 52 der Fraktion 

der Freien Demokratischen Partei 

- Nr. 575 der Drucksachen - 
betr.: Strompreise. 


Durch den Runderlaß PR. Nr. 10/49 betreffend langfristige Strom- 
lieferungsverträge und Preisstopp vom 19. September 1949 (BWMB1. 
S. 16) wird den Verbrauchern der Schutz vor ungerechtfertigten 
Preissteigerungen nicht genommen, da 

1. der Erlaß keine Aufhebung des Preisstopps bedeutet, 

2. die Preise also auch nicht willkürlich vom Lieferer festgesetzt 
werden können, 

3. Die Vertragsparteien wegen Festsetzung der zulässigen Preise 
jederzeit die zuständigen Preisbildungsstellen anrufen können. 

Der Runderlaß entspricht dem in allen Wirtschaftszweigen seit 
langem anerkannten Grundsatz des Preisrechts, wonach bei vertrag- 
losem Zustand zwischen Lieferer und Abnehmer der Preis sich 
nach dem Stopppreis gleichartiger oder vergleichbarer Lieferver- 
hältnisse richten muß. Dieser Grundsatz ist bereits im Runderlaß 
des Reichskommissars für die Preisbildung Nr. 37/40 vom 3. April 
1940 (Mitt. BL d. RfPr. Teil I S. 212) enthalten, der an die Durch- 
führung des Preisstopps einen sehr strengen Maßstab anlegt. 

Der Runderlaß 10/49 enthält somit keine neue Rechtsregel, sondern 
nur einen Hinweis auf den bestehenden Rechtszustand. Er hat im 
wesentlichen den Zweck, die Preisbildungsstellen und die Vertrags- 
parteien zur Prüfung der Frage anzuhalten, .ob die Änderung der 
Lieferbedingungen die Anwendung eines anderen Stopppreises er- 
forderlich macht. * 

Der Runderlaß 10/49 widerspricht nach Ansicht der Bundesregierung 
daher nicht den Erfordernissen des Schutzes des schwächeren Ver- 
tragspartners. 


Dr. Erhard 
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